
<

Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur | Postfach 71 24 | 24171 Kiel

An den
Vorsitzenden des Finanzausschusses
des Schleswig-Holsteinischen Landtages
Herrn Christian Dirschauer, MdL
Landeshaus
24105 Kiel

nachrichtlich:
Frau Präsidentin des
Landesrechnungshofes
Schleswig-Holsteinischen
Frau Dr. Gaby Schäfer
Berliner Platz 2
24103 Kiel

über

Finanzministerium des Landes
Schleswig-Holstein
Düsternbrooker Weg 64
24105 Kiel

Staatssekretär

31. Januar 2025

Verwaltungsabkommen zwischen Bund, Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden zur Einrichtung einer gemeinsamen Schiedsgerichtsbarkeit über 
„NS-Raubgut“

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt erhalten Sie den Entwurf des Verwaltungsabkommens zwischen Bund, Ländern 
und kommunalen Spitzenverbänden zur Einrichtung einer gemeinsamen 
Schiedsgerichtsbarkeit über „NS-Raubgut“. Die Schleswig-Holsteinische Landesregierung 
hat am 10. Dezember 2024 dem Abschluss dieses Verwaltungsabkommens zugestimmt. 

Das Land wird nach Unterzeichnung des Verwaltungsabkommens ein „stehendes 
Angebot“ abgeben, um die einseitige Anrufung des Schiedsgerichts zu ermöglichen. Die 
Entscheidungen des Schiedsgerichts sind bindend.
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Mit Einrichtung der Schiedsstelle im Rahmen der Schiedsgerichtsbarkeit soll die 
Beratende Kommission ihre Tätigkeit einstellen. Die Einrichtung einer unabhängigen 
Schiedsgerichtbarkeit ist mit folgendem Inhalt vorgesehen:

• Schaffung einer institutionellen Schiedsgerichtsbarkeit sowie

• Schaffung einer ihr dienenden Schiedsstelle, deren Rechtsträger das Deutsche 
Zentrum für Kulturgutverluste (DZK) sein soll.

Die Finanzierung der Schiedsgerichtsbarkeit und der Schiedsstelle soll für das Jahr 2025 
vollständig durch den Bund übernommen werden. Ab 2026 ist eine hälftige Kofinanzierung 
durch die Länder nach Königsteiner Schlüssel vorgesehen. Bei geschätzten Kosten von 
maximal circa 2 Mio. Euro jährlich entfallen damit auf Schleswig-Holstein Kosten in Höhe 
von maximal 34,1 T Euro, abhängig von der Anzahl der entstehenden 
Schiedsgerichtsverfahren. Diese Ausgaben werden ab 2026 im Einzelplan 07 veranschlagt 
und aus dem Gesamthaushalt bereitgestellt. Auf § 24 Abs. 22, § 17 Abs. 4 des 
Haushaltsgesetzes 2025 wird verwiesen.

Ich bitte um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüßen

gez.
Guido Wendt

Anlage: 

Entwurf des Verwaltungsabkommen zur gemeinsamen Einrichtung des 
Schiedsgerichts „NS-Raubgut“
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